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Bewertung von Ärzten durch Patienten 
im Internet 
Rechtsanwalt Dr. Christoph Osmialowski, Karlsruhe
Einleitung

Insbesondere in den letzten 2 
Jahren wurde um die Zulässig-

keit von so genannten „Internetbewer-
tungsportalen“ viel diskutiert und 
auch vor den Gerichten gestritten. Sol-
che Portale gibt es auch für Ärzte, und 
sie funktionieren wie folgt: Für die Er-
stellung einer Bewertung muss der Pa-
tient unter Umständen Mitglied beim 
Betreiber des Portals werden. Bei der 
entsprechenden Anmeldung hat er In-
formationen über seine Identität zur 
Verfügung zu stellen. Häufig können 
sich die Mitglieder auch einen Benut-
zernamen geben, der als Pseudonym 
angezeigt wird. Der Patient kann ggf. 
unter Einfügung von Bildern eine Be-
wertung über den Arzt schreiben und 
in das Portal einstellen. In der Regel 
sind bereits durch die entsprechenden 
Nutzungsbedingungen ausdrücklich 
Schmähkritiken, Verleumdungen, Be-
leidigungen, Lügen und Falschinfor-
mationen unzulässig. Manche Portale 
sind ohne Registrierung „offen“ und 
die Bewertungen auch über Such-
maschinen ohne Login auffindbar und 
lesbar. 

Da es sich bei den Bewertungen um 
höchst subjektive Eindrücke handelt, 
werden diese Portale sehr kritisch gese-
hen. Insbesondere ist fraglich, ob eine 
sachgerechte Inhaltskontrolle der Be-
wertungen stattfindet bzw. überhaupt 
stattfinden kann. Gerade im medizini-
schen Bereich unterliegen die Wahr-
nehmungen der Patienten einer be-
sonderen Sensibilität, sodass negative 
Bewertungen für Arztpraxen verhee-
rende Folgen haben können, ohne 
dass objektiv eine fehlerhafte oder 
auch nur „unkomfortable“ Behand-
lung erfolgte. 

Bisherige Rechtsprechung

BGH vom 23.06.2009

In einem Grundsatzurteil vom 
23.06.2009 erklärte der Bundesgerichts-
hof (BGH) Bewertungsportale grund-
sätzlich für zulässig. Der Anbieter sei 
auch für rechtswidrige Informationen 
nach § 10 Satz 1 Telemediengesetz nicht 
verantwortlich, wenn er keine Kennt-
nisse von der Rechtswidrigkeit der Infor-
mationen hat, die Informationen auch 
nicht offensichtlich rechtswidrig sind 
oder der Anbieter diese unverzüglich 
sperrt, sobald er Kenntnis von der 
Rechtswidrigkeit erlangt. Auch bestün-
den zumindest dann keine datenschutz-
rechtlichen Bedenken, wenn die Zahl 
der abgegebenen Bewertungen erfasst 
und ein arithmetisches Mittel aus den 
abgegebenen Noten errechnet werde. 
Entscheidend sei unter anderem, ob die 
Datenerhebung einen eigenen Ge-
schäftszweck darstellt oder im Informa-
tionsinteresse für den Meinungsaus-
tausch der Nutzer erfolge. Zwar könnten 
schutzwürdige Interessen von Betroffe-
nen in der Wahrung des Persönlichkeits-
rechts und in der Abwehr von wirt-
schaftlichen Nachteilen liegen. Jedoch 
kann dieses Interesse im Rahmen einer 
Verhältnismäßigkeitsprüfung hinter 
dem Interesse auf Information der Nut-
zer zurückstehen. Konkret seien das 
Recht der Bewerteten auf informationel-
le Selbstbestimmung nach Art. 2 Abs. 1 
Grundgesetz (GG) i.V.m. Art. 1 Abs. 1 
GG und das Recht des Portalbetreibers 
auf Kommunikationsfreiheit nach Art. 5 
Abs. 1 GG abzuwägen. Im entschiede-
nen Fall unterlag die bewertete Lehrerin. 
Die von ihr gegen das Urteil des BGH 
eingelegte Verfassungsbeschwerde wur-
de durch Beschluss vom 16.08.2010 

vom Bundesverfassungsgericht nicht 
zur Entscheidung angenommen. 

LG Münster vom 11.10.2010, 
OLG Hamm vom 12.09.2011

Das Landgericht (LG) Münster ent-
schied kurz darauf am 11.10.2010 in ei-
nem Urteil, dass ein Psychotherapeut 
gegen den Betreiber eines Internetbe-
wertungsportals keinen Anspruch da-
rauf hat, dass folgender im Portal ver-
öffentlichter Beitrag eines sich selbst als 
„T1“ bezeichnenden Nutzers beseitigt 
wird:

 
„Ich fühle mich von Dr. T. unverstanden 

und herablassend behandelt. Er wirkte auf 

mich realitätsfern und allgemein nicht gut 

informiert. Meiner Ansicht nach sollte sich 

ein Psychotherapeut mit den Problemen sei-

ner Patienten auskennen, auch wenn diese 

nicht aus akademischen Kreisen kommen.“

Auf der Internetseite des Betreibers be-
fand sich der volle Name des klagenden 
Psychotherapeuten sowie dessen An-
schrift. 

Die Berufung gegen dieses Urteil wies 
das Oberlandesgericht (OLG) Hamm 
durch Beschluss vom 12.09.2011 zurück. 
Bei dem Verfasser der Äußerung handele 
es sich wohl um einen ehemaligen Pa-
tienten des Psychotherapeuten, der mit 
der Behandlung unzufrieden war. Man-
gels Nachweis des Gegenteils bzw. der Ur-
heberschaft des Betreibers, weil er sich die 
Äußerungen z.B. zu Eigen gemacht hätte, 
bestünde kein Löschungsanspruch gegen 
den Betreiber der Internetplattform. Die 
Abwägung zwischen Kommunikations-
freiheit des Betreibers nach Art. 5 Abs. 1 
GG und der informationellen Selbst-
bestimmung des Psychotherapeuten 
1 Urteil zur Lehrerbewertung im Internetportal „spickmich“, Az. VI ZR 196/08.
2 Az. 8 O 224/10.
3 Az. 16 O 125/11.
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nach Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG 
führe zum Vorrang der Kommunikations-
freiheit. Bei der beanstandeten Bewer-
tung handele es sich um ein Werturteil, 
das lediglich die Sozialsphäre (und nicht 
etwa die Privat-, Intim- oder gar Geheim-
sphäre) des Psychotherapeuten tangiert. 
Solche Äußerungen dürften nur im Falle 
schwerwiegender Auswirkungen auf das 
Persönlichkeitsrecht mit negativen Sank-
tionen verknüpft werden. Bei Berufs-
bewertungsportalen müsse man davon 
ausgehen, dass mangels objektiver Nach-
prüfbarkeit regelmäßig subjektive Wert-
urteile der Bewertenden und keine Tatsa-
chenbehauptungen vorliegen, da die Be-
wertenden mangels eigener fachlicher 
Kompetenz nicht den Anspruch objekti-
ver Richtigkeit für ihre Bewertung erhe-
ben, sondern lediglich ihre persönliche 
Sicht der bewerteten Personen und ihre 
Eigenschaften darlegen. Im konkreten 
Fall lag nach Auffassung des Landgerichts 
mangels entsprechender Anhaltspunkte 
auch weder eine unsachliche Schmähkri-
tik, noch eine Formalbeleidigung oder 
ein Angriff auf die Menschenwürde des 
Psychotherapeuten vor. 

Aktuelle Rechtsprechung:  
Bewertungsportal für Ärzte

In seinem Urteil vom 08.03.2012 ent-
schied das OLG Frankfurt, dass eine Ärz-
tin, die sich Bewertungen in einem frei 
zugänglichen Internetportal ausgesetzt 
sah, keinen Anspruch gegen den Betrei-
ber des Portals auf Löschung des Eintra-
ges hat. 

Zum Sachverhalt

Die Klägerin, die als niedergelassene 
Ärztin tätig ist, begehrte von der Beklag-
ten, die ein Internetportal zum Auffin-
den und Bewerten von niedergelassenen 
Ärzten betreibt, die Löschung der über 
sie vorhandenen Daten (Kontaktdaten, 
berufliche Tätigkeit, Bewertungsmög-
lichkeit und erfolgte Bewertungen) so-
wie die Unterlassung der Veröffent-
lichung der entsprechenden Daten.

Zum Verfahrensgang

Das LG hatte die Klage abgewiesen. Der 
Klägerin stehe kein Löschungs- oder Un-
terlassungsanspruch zu, da die nach § 29 

Abs. 1 S. 1 Nr. 1 Bundesdatenschutz-
gesetz (BDSG) vorzunehmende Abwä-
gung zwischen dem allgemeinen Per-
sönlichkeitsrecht der Klägerin und dem 
Grundrecht der Meinungs- und Infor-
mationsfreiheit der Beklagten zu einer 
zulässigen Verwertung der Daten durch 
die Beklagte führe.

Die Klägerin, die ihre erstinstanzlichen 
Klageanträge weiter verfolgt, rügte in 
der Berufung Folgendes: 

• Das LG habe verkannt, dass nicht § 
29 BDSG, sondern § 28 BDSG zur An-
wendung komme, da die Datenerhe-
bung „für die Erfüllung eigener Ge-
schäftszwecke“ erfolge, nicht aber 
„zum Zwecke der Übermittlung“. Die 
Voraussetzungen des § 28 Abs. 1 
BDSG für die Zulässigkeit der Daten-
erhebung lägen jedoch nicht vor. 

• Zudem habe das LG für den Fall der 
Anwendung des § 29 BDSG die ge-
botene Interessenabwägung unzu-
treffend vorgenommen. Die von 
dem BGH in seiner „spickmich“ – 
Entscheidung aufgestellten Maßstä-
be seien auf das streitgegenständli-
che Portal nicht anzuwenden, da es 
sich nicht um ein geschlossenes In-
ternetportal (sog. Community-Fo-
rum) handele. Das Interesse der Klä-
gerin überwiege jenes der Beklagten 
deutlich; schon der latente Ver-
dacht der Manipulation müsse die 
Einträge unglaubwürdig erscheinen 
lassen. Die Sozialsphäre der Kläge-
rin sei durch ihre Berufstätigkeit ge-
prägt, die auf einem Vertrauensver-
hältnis zwischen Arzt und Patient 
aufbaue. Deshalb sei den Ärzten ei-
ne Werbung, die auf ungeprüfter 
Selbsteinschätzung beruhe, stan-
desrechtlich nicht gestattet. Bei 
dem Portal der Beklagten sei der 
schönrednerischen Werbung durch 
konkurrierende Ärzte Tor und Tür 
geöffnet. Die Informationsinteres-
sen der Nutzer des Portals könnten 
die Interessen der Klägerin ebenfalls 
nicht überwiegen, da die Bewertun-
gen mangels Objektivität und Kom-
petenz der beurteilenden Laien für 
die Nutzer des Portals bei der Arzt-
wahl als Information nicht werthal-
tig seien. Schließlich habe die Kläge-
rin bei einer anonymen Bewertung 
keine Möglichkeit der Auseinander-
setzung; Meinungsäußerungen aus 

der Masse heraus seien nicht schutz-
würdig.

Die beklagte Betreiberin des Portals ver-
teidigte das angefochtene Urteil. Nicht § 
28, sondern § 29 BDSG finde Anwen-
dung. Die Abwägung des Landgerichts 
sei fehlerfrei. Anonyme Meinungsäuße-
rungen seien von Art. 5 GG geschützt. 
Dass die Beklagte das Bewertungsportal 
kommerziell betreibe, sei unerheblich. 
Die Beklagte schließe durch vielfältige 
Sicherungsmaßnahmen Missbrauch 
nach Möglichkeit aus. Standesrecht-
liche Werbeverbote bänden nur Ange-
hörige des jeweiligen Berufsstands; zu-
dem gehöre es zu den Berufspflichten ei-
nes Arztes, das Recht seiner Patienten 
auf freie Arztwahl zu achten. Der Vor-
trag der Klägerin zu etwaiger unlauterer 
Selbstdarstellung anderer Ärzte sei zu-
dem unsubstantiiert; ein Recht auf Lö-
schung könne sich allenfalls auf eine 
konkrete Rechtsverletzung beziehen, 
nicht aber auf das Verhindern von Mei-
nungsäußerungen im Allgemeinen. Die 
Beklagte sei auch nicht verpflichtet, eine 
Registrierung für den Abruf von Ärzte-
daten und Bewertungen vorzusehen.

Aus den Gründen

Das LG hat nach Auffassung des OLG zu 
Recht erkannt, dass der Klägerin weder 
ein Anspruch auf Löschung noch auf 
Unterlassung der Veröffentlichung ihrer 
persönlichen Daten bestehend aus Na-
me, ärztlichen Tätigkeitsgebieten, Ge-
samt- und Einzelbewertungen sowie aus 
Kommentaren der Nutzer zusteht: 

Soweit es um den Namen, die Adres-
se und den Tätigkeitsbereich der Kläge-
rin geht, sind diese Daten bereits in all-
gemein zugänglichen Quellen (z.B. Gel-
be Seiten) vorhanden, so dass ihr Erhe-
ben, Speichern, Verändern oder Nutzen 
nach § 29 Abs. 1 S. 1 Ziff. 2 BDSG grund-
sätzlich zulässig ist. 

Allerdings ist mit dem BGH für die 
Frage der Zulässigkeit auf eine Würdi-
gung im Zusammenhang mit der Bewer-
tungsmöglichkeit und der Speicherung 
der Bewertungen abzustellen, weil nur 
die gemeinsame Verwendung der Daten 
den von der Beklagten verfolgten Zweck 
des Betreibens eines Arztempfehlungs-
portals erfüllt. Danach ist die Datenver-
arbeitung gemäß § 29 Abs. 1 S. 1 Ziff. 1 
BDSG zulässig, wenn kein Grund zu der 
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Annahme besteht, dass die Klägerin als 
Betroffene ein schutzwürdiges Interesse 
an dem Ausschluss der Erhebung, Spei-
cherung oder Veränderung hat.

Der wertausfüllungsbedürftige Be-
griff des „schutzwürdigen Interesses“ 
verlangt nach der Rechtsprechung des 
BGH eine Abwägung des Interesses des 
Betroffenen (Arzt) an dem Schutz seiner 
Daten und des Stellenwerts, den die Of-
fenlegung der Daten für ihn hat, mit den 
Interessen der Nutzer (Patient), für de-
ren Zwecke die Speicherung erfolgt, un-
ter Berücksichtigung der objektiven 
Wertordnung der Grundrechte. Im 
Streitfall hat dabei eine Abwägung zwi-
schen dem Schutz des Rechtes der Kläge-
rin auf informationelle Selbstbestim-
mung nach Art. 2 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 1 
Abs. 1 GG und dem Recht auf Kom-
munikationsfreiheit nach Art. 5 Abs. 1 
GG zu erfolgen. 

Ohne Erfolg macht die Klägerin gel-
tend, dass die Grundsätze, die der BGH 
in dem bereits erwähnten Urteil zu ei-
nem Lehrerbewertungsportal aufgestellt 
hat und auf die sich das LG im Rahmen 
seiner Abwägung stützt, bereits deshalb 
nicht herangezogen werden könnten, 
weil es sich vorliegend – anders als in der 
Entscheidung des BGH – nicht um ein 
geschlossenes Internetportal handelt.

Zwar trifft zu, dass der BGH bei der 
Überprüfung des Verhältnisses zwischen 
Rechtsgüterschutz und -beschränkung 
im Rahmen der von ihm vorgenomme-
nen Abwägung auch darauf abgestellt 
hat, dass die dortige Beklagte durch die 
Registrierung der Nutzer den Zugriff auf 
Informationen über eine Lehrkraft einer 
bestimmten Schule beschränkt, die Re-
gistrierung die Kenntnis der Schule vo-
raussetzt, Mehrfachregistrierungen mit 
derselben E-Mail-Adresse nicht möglich 
sind und die Daten weder über eine 
Suchmaschine noch über die Internet-
adresse nur mit Eingabe des Lehrer-
namens angerufen werden können. 
Dies ist hier insofern anders, als das Por-
tal der Beklagten einschließlich der Be-
wertungen ohne jegliche Beschränkun-
gen zugänglich ist und die Bewertungen 
zudem auch z.B. über Google aufrufbar 
sind.

Allerdings arbeitet die Kläge-
rin – im Gegensatz zu Lehrern – 
nicht in einem geschlossenen, ab-
grenzbaren Raum, sondern als 
niedergelassene Ärztin. Das LG 
weist deshalb zu Recht darauf hin, 

dass sich die Klägerin insbesonde-
re vor dem Hintergrund des 
Rechts auf freie Arztwahl dem 
auch zwischen Ärzten bestehen-
den Wettbewerb stellen muss und 
insoweit den Marktmechanismen 
ausgesetzt ist, zu denen heute – 
wie in vielen anderen Lebensberei-
chen – auch Bewertungsmöglich-
keiten in öffentlich zugänglichen 
Quellen (zu denen auch das Inter-
net zählt) gehören. Da die Mei-
nungsfreiheit auch das Recht des 
Äußernden umfasst, die Modalitä-
ten einer Äußerung und damit das 
Verbreitungsmedium frei zu be-
stimmen, muss es die Klägerin 
grundsätzlich hinnehmen, wenn 
die Möglichkeit besteht, sie in ei-
nem öffentlich zugänglichen Por-
tal zu bewerten, und diese Mög-
lichkeit genutzt wird.

Die Datenerhebung ist auch 
nicht deshalb unzulässig, weil die 
Bewertungen anonym erfolgen 
und der Klägerin damit die Mög-
lichkeit der Auseinandersetzung 
genommen wird.

Zunächst ist darauf hinzuweisen, 
dass die Vornahme einer Bewertung 
nicht ohne jegliche Beschränkung mög-
lich ist. So muss derjenige, der eine Be-
wertung abgeben möchte, zunächst 
über einen Klick die Nutzungsrichtlini-
en akzeptieren und seine E-Mail-Adresse 
angeben, an die dann vor der ersten Be-
wertung ein Aktivierungslink geschickt 
wird; allerdings ist zutreffend, dass un-
abhängig davon die Bewertungen ano-
nym bleiben. Der Senat verkennt nicht, 
dass eine solche anonyme Bewer-
tung(smöglichkeit) zum einen die Ge-
fahr missbräuchlicher oder unberechtig-
ter Äußerungen birgt, zum anderen der 
Klägerin die Möglichkeit der direkten 
Auseinandersetzung nimmt und es 
wünschenswert wäre, wenn sich derje-
nige, der eine Meinung vertritt, auch zu 
ihr bekennt. Dessen ungeachtet kann 
die Meinungsäußerungsfreiheit nicht 
auf Äußerungen beschränkt werden, die 
einem bestimmten Individuum zuge-
ordnet werden können. Der Bundes-
gerichtshof hat in der vorbenannten 
Entscheidung in aller Deutlichkeit und 
ohne Beschränkung auf den schulischen 
Bereich darauf hingewiesen, dass die 
Verpflichtung, sich namentlich zu 
einer bestimmten Meinung zu be-
kennen, die Gefahr begründet, 

dass der Einzelne aus Furcht vor 
Repressalien oder sonstigen nega-
tiven Auswirkungen eine Art 
Selbstzensur vornimmt und da-
von absieht, seine Meinung zu äu-
ßern. Dies ist aber mit dem Grund-
recht auf freie Meinungsäuße-
rung nicht vereinbar.

Zudem ist vorliegend im Rahmen der 
Abwägung zu berücksichtigen, dass die 
Beklagte neben dem Erfordernis der An-
gabe einer E-Mail-Adresse weitere Siche-
rungsmaßnahmen eingebaut hat. So gibt 
es bei dem Bewertungsformular einen 
Hinweis darauf, dass „Unangemessene 
oder falsche Bewertungen nicht akzep-
tiert“ werden, verbunden mit einem But-
ton „….-Qualitätssicherung“, der mit einer 
Beschreibung des Bewertungs- und Frei-
gabeprozesses verlinkt ist, der auch die In-
formation an den Arzt über die Bewer-
tung und die Möglichkeit des Einspruchs 
vorsieht. Vor dem Hintergrund dieser Si-
cherungsmaßnahmen reicht entgegen 
der Auffassung der Klägerin auch nicht 
bereits der latente Verdacht der Manipu-
lation von Bewertungen aus, um anneh-
men zu können, dass die berechtigten In-
teressen der Klägerin überwiegen.

Soweit die Klägerin die – nicht näher 
konkretisierte – Gefahr standeswidriger, 
schönrednerischer (Eigen-) Werbung 
durch Kollegen sieht, wäre sie durch eine 
solche nicht unmittelbar in ihren eigenen 
Rechten betroffen, sodass sich daraus 
kein Anspruch auf Löschung ihrer Daten 
herleiten lässt. Zudem ist nicht ersicht-
lich, dass sich diese Gefahr tatsächlich be-
reits verwirklicht hat.

Schließlich kann sich die Klägerin 
auch nicht darauf berufen, dass die Be-
wertungen mangels Objektivität und 
Kompetenz der Laien nicht werthaltig sei-
en. Wie das LG zutreffend darlegt, ist das 
Recht auf Meinungsäußerung nicht auf 
objektivierbare allgemein gültige Wert-
urteile beschränkt; vielmehr ist es gerade 
charakteristisch für eine Meinungsäuße-
rung, dass sie durch die Elemente der Stel-
lungnahme, des Dafürhaltens oder des 
Meinens und damit durch eine eigene, 
subjektive Einschätzung des Äußernden 
geprägt ist. Zudem ist mit dem LG davon 
auszugehen, dass es dem Nutzer einer Be-
wertungsplattform grundsätzlich be-
wusst ist, dass die dort befindlichen Be-
wertungen naturgemäß keinen wissen-
schaftlichen Standard erfüllen, sondern 
allein die subjektiven Erfahrungen wie-
dergeben, die einzelne Betroffene mit den 
© Deutscher Ärzte-Verlag | OUP | 2012; 1 (6) ■



■ ©

270 AKTUELLES / NEWS Arzt und Recht / Medicine and Law
verschiedenen Ärzten gemacht haben – 
und diese Erfahrungen können, wie auch 
die Einträge bei der Klägerin zeigen, ganz 
unterschiedlicher Art sein.

Die Klägerin hat auch keinen An-
spruch auf Unterlassung der Veröffentli-
chung der Daten durch deren Übermitt-
lung an die abfragenden Nutzer. 

Fazit

Diese Rechtsprechung setzt Ärzte nahe-
zu ungeschützt kritischen Bewertungen 

durch Patienten aus. Sofern die Bewer-
tungen nicht offensichtlich beleidigend 
oder unwahr sind, dürfte die Löschung 
solcher Bewertungen kaum durchsetz-
bar sein, da die Rechtsprechung die In-
formationsfreiheit der Patienten ten-
denziell über die Interessen der Ärzte 
stellt. Damit wird die Rechtsprechung 
der besonderen Sensibilität im Arzt-Pa-
tienten-Verhältnis und für Ärzte dro-
henden verheerenden Folgen über-
zeichneter Patientenwahrnehmungen 
nicht gerecht. Enthält eine Bewertung 
jedoch im Einzelfall nachweisbar un-

wahre Tatsachen, so hat eine Klage auf 
Unterlassung bzw. Löschung Aussicht 
auf Erfolg.  

RA Dr. Christoph Osmialowski
Kanzlei für ArztRecht
Fiduciastraße 2
76227 Karlsruhe
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Internet: www.arztrecht.org
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